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D64 - Feedback zum Deutschland-Stack 

D64 – Zentrum für Digitalen Fortschritt e.V. begrüßt den Deutschland-Stack als wichtigen 
Schritt hin zu einer offenen, interoperablen und souveränen digitalen Verwaltung. 

Entscheidend ist, dass der Stack nicht zentralistisch, sondern kooperativ gedacht wird, mit 
echter Beteiligung von Bund, Ländern, Kommunen und Zivilgesellschaft. Wir plädieren für 
klare Leitprinzipien: Offenheit, Nachvollziehbarkeit, Wiederverwendbarkeit und 
Beteiligung. Basiskomponenten sollten unter freien Lizenzen entstehen, transparent 
dokumentiert und aktiv zur Nachnutzung befähigt werden. Förderlogiken müssen „Public 
Money – Public Code“ und digitale Nachhaltigkeit konsequent umsetzen. D64 bietet an, den 
Prozess kritisch-konstruktiv zu begleiten; als Stimme für gemeinwohlorientierte, offene 
und zukunftsfähige Digitalpolitik. Der Deutschland-Stack kann ein starkes Fundament für 
digitale Souveränität werden, wenn Offenheit und Zusammenarbeit zum Kern seiner 
Entwicklung gehören.  

Konkrete Forderungen 

Governance & Verantwortlichkeit 

Forderung: Einführung eines verbindlichen Governance-Rahmens mit klaren Rollen 
(Plattform-Owner, Betreiber, Fachverfahrens-Verantwortliche) und einem föderalen 
Lenkungsgremium, in dem Bund, Länder und Kommunen gleichberechtigt vertreten sind. 

Begründung: Nur so lassen sich Betriebspflichten, Finanzierungsmodelle und 
Haftungsfragen klären; das verhindert, dass einzelne Ebenen die Last ohne 
Entscheidungskompetenz tragen. 

Open-Source-First & Procurement 

Forderung: Alle Basis-Komponenten und verbindlichen Referenzimplementierungen 
müssen „Open-Source-First“ bereitgestellt werden (inkl. SBOM/CBOM, Lizenz-Katalog, 
Pflege-/Governance-Modelle). Fördermittel sind an Open-Source-Verfügbarkeit und 
Wiederverwendbarkeit zu koppeln. 

Begründung: Open Source reduziert Beschaffungsbarrieren, erhöht Nachvollziehbarkeit 
und vereinfacht interkommunales Nachnutzen. 
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Föderale Betriebs- & Finanzierungsmodelle 

Forderung: Klare, vertraglich geregelte Betriebsmodelle (z.B. föderal gesteuerte 
Plattformknoten, SLAs, Exit-Mechanismen). Förderkriterien müssen Betriebskosten-
Anforderungen sowie Qualifizierungs- und Schulungsbudgets für Kommunen beinhalten. 

Begründung: Verlässliche Betriebsperspektive ist Voraussetzung für nachhaltige Nutzung 
und Vermeidung von Insellösungen. 

Architektur, Interoperabilität, Standards 

Forderung: Veröffentlichung einer Referenzarchitektur inkl. Schnittstellen-Verträgen, 
Reifegradmodell (Maturity Matrix), Datenschutz- und Sicherheitsstandards sowie 
verbindlicher Integrationsvorgaben für EUDI-Wallet / EU-Standards. 

Begründung: Kommunen und Länder benötigen technische Mindestanforderungen, um 
rechtssicher und kosteneffizient zu integrieren. 

Beteiligung & Transparenz 

Forderung: Verpflichtende Veröffentlichung aller eingereichten Stellungnahmen 
(anonymisierbar), ein offener Issue-Tracker mit klarer Zuordnung von Rückmeldungen zu 
Entscheidungen, und ein Resourcing-Programm für kommunale & zivilgesellschaftliche 
Mitwirkung (z.B. kleine Förderbudgets für Mitarbeit in Workshops). 

Begründung: Partizipation wird so realistisch ermöglicht und das Ergebnis erhöht 
Legitimität und Praxisrelevanz. 

Souveränität & Outsourcing (Hyperscaler, KI) 

Forderung: Für kritische Basiskomponenten sind Kriterien zu definieren, wann 
Outsourcing an Cloud/Hyperscaler zulässig ist (z. B. zwingende Portabilität, Exit-Pläne, 
Datenlokalität, Audit-Rechte). KI-Plattformen müssen zusätzliche Transparenzpflichten 
(Modelcard, Datenherkunft, Governance) erfüllen. 

Begründung: Digitale Souveränität darf nicht bloß Rhetorik sein; sie muss sich in konkreten 
Beschaffungs- und Betriebsvorgaben widerspiegeln. 

 


